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Pfarrer Kurt Vogt erhielt am Vor-
abend der Einweihung des neuen
Heilpädagogischen Zentrums in
IbacheinenAnruf vonderRektorin.
Barbara Ardizzone habe gefragt,
ob er denn auch Weihwasser mit-
nehme, siewollenämlich,dasses so
richtig spritze. Als er an der Feier
mit demSegnenbegann, beruhigte
er jene, die hinten sassen: «In der
erstenReihe sitzt jadieRegierung.»
Er fügte aber an: «Ichkommedann
schon noch nach hinten.»

«Wir dürfen heute auch Regie-
rungsratskandidatinDamianMei-
er bei uns begrüssen.» Mit diesen
Worten hiess SVP-Präsident Ro-
manBürgiamDonnerstagdieSVP-
Mitglieder willkommen und sorgte
für schallendes Gelächter im Saal.
War das ein Versprecher oder der
heimliche Wunsch, doch eine wei-
tereFrau inderSchwyzerRegierung
zuhaben?DieFragenbliebenunbe-
antwortet – auchwennBürgi imwei-
terenVerlaufMeier ein zweitesMal
als Regierungsratskandidatin er-
wähnte.

«AuchanderekochennurmitWas-
ser», so die einfache, aber dochbe-
ruhigende Erkenntnis von Regie-
rungsrätin Petra Steimen-Ri-
ckenbacher. Beim Auftakt des
Schwyzer Mentoringprogramms,
mit dem junge Berufsfrauen unter-
stützt undgefördertwerden sollen,
erzählte die FDP-Politikerin, dass
sie bei jedem neuen Amt wieder
dieselbe Erfahrung gemacht habe:
«Wenn ich mich mit einer neuen
Aufgabe oder einer neuen Rolle
konfrontiert sah, ging ich hin,
schaute zu,hörte zuundmerkte:Da
kann ichmithalten.»

Eilmeldung aus Ibach: Eine Hexe
wurdeanHalloween in Ibach inner-
ortsmit 180km/hgeblitzt.Daspas-
siert auch nicht alle Tage. Die Poli-
zei tappt bisher im Dunkeln: Die
fehlbare Person konnte noch nicht
identifiziert werden. Ob es ein Zu-
fallwar, dassgenauamgleichenTag
die GV der Urmibärg-Häxä statt-
fand?

HAFECHABIS 10 500 Franken für ein Urnen-Ja
Überparteiliches Komiteewillmit 10 500Franken die Abstimmung über dasMagistratspersonengesetz gewinnen.

Jürg Auf derMaur

DasneueSchwyzerTransparenzgesetz
verlangt nicht nur beiWahlgeschäften
Einblick in die Budgets der Parteien.
Die Parteien und Komitees müssen
auch angeben, wie viel Geld sie in Ab-
stimmungskämpfe für Sachgeschäfte
zu stecken gedenken.

Mit der am 27. November traktan-
diertenUrnenabstimmungüberdasGe-
setz über die Magistratspersonen liegt
imKantonSchwyznunerstmals ein sol-
cher Fall vor. FünfWochen vor der Ab-
stimmung müssen allfällige Budgets
vorgelegt werden. Diese sind nun auf
derHomepage des Kantons einsehbar.

DreiParteien
beteiligensich
Gemäss Angaben des Komitees «Ja
zumMagistratspersonengesetz» sollen
insgesamt 10 500 Franken zur Verfü-
gung stehen, um die Abstimmung ge-
winnen zu können. FDPundDieMitte
wollen dazu je 3000 Franken beitra-
gen, die Grünliberale Partei beteiligt
sichmit weiteren 1500 Franken. Dazu
kommen Spenden im Betrag von
3000 Franken. So viel Geld wurde ins
Budget aufgenommen. 3500 Franken
sollen für Plakate verwendet werden,
5000Frankenwill dasKomitee für In-
serate einsetzen. 1500 Franken sollen
an die ÖV-Werbung auf Passenger-TV
gehen, für denDruck vonWerbemate-
rial sind300Frankenund200Franken
für die Porti bereitgestellt.

Zwei Parteien, SP und SVP, sind
nicht dabei. Die SVP hat bekanntlich
letzteWoche ganz knapp die Nein-Pa-
role beschlossen und ist deshalb nicht

im Ja-Komitee. Die SVP muss gemäss
Gesetz aber kein eigenesBudget vorle-
gen, wenn sie davon ausgeht, dass ins-
gesamt weniger als 10 000 Franken
eingesetzt werden. «Ob dem dann so
ist, wird sich spätestens bei der Offen-
legungderSchlussabrechnungzeigen»,
erklärt Staatsschreiber Mathias Brun.
Wenn die SVP dann nichts ausweist,
waren die Kampagnenkosten effektiv
tiefer als 10 000 Franken. Ansonsten
müsstediePartei diesedannexakt aus-
weisen.

Anders siehtderFall bei der SPaus.
Siewird zwar in derMedienmitteilung
als Mitglied des Ja-Komitees erwähnt,
ist abernur punktuell dabei: «Werwill,
kann sich für Testimonials zur Verfü-

gung stellen», erklärt SP-Kantonsrätin
Diana de Feminis. Die SP-Basis be-
schloss zwar die Ja-Parole, allerdings
gab es kritische Stimmen, auf die nun
Rücksicht genommenwird.

«NichtnurLohn,auch
Ruhegehälterbeachten»
DasüberparteilicheKomitee tratEnde
letzter Woche erstmals an die Öffent-
lichkeit. Mit dem neuen Gesetz sollen
die Anstellungsbedingungen für Mit-
glieder des Regierungsrates und für
kantonale Richterinnen und Richter
zeitgemäss geregelt werden. So wird
das lebenslange Ruhegehalt abge-
schafft, der Lohn gleichzeitig erhöht.

«Die Kosten für die lebenslangen
RuhegehälterwurdenvondenGegnern
der Vorlage nicht beachtet», sagt Sepp
Marty, FDP-Fraktionschef und Komi-
teesprecher. Er ist überzeugt, dass der
Steuerzahler mit der neuen Regelung
günstiger fährt. Letztlich sei dasGesetz
eine «Mini-Sparvorlage».

Für Ruhegehälter mussten bisher
bei den Männern 800 000 Franken
und für die Frauen 900 000 Franken
ausgegebenwerden.«DieRegierungs-
räte sind heute gegenüber früher viel
jünger, wenn sie zurücktreten. Allein
deshalbmüsstederneuenRegelungzu-
gestimmt werden», so Marty. Er ist
denn auch überzeugt, dass dasVolk an
derUrne demGesetz zustimmt.

Die Schwyzer Politik
soll «päcklifrei» werden
Die Initiative «Ja zu gerechtenMajorzwahlen – Schlussmit Parteipäckli»wird
zurückgezogen. Damit ist derWeg frei für denGegenvorschlag.

Jürg Auf derMaur

Jetzt ist es offiziell: Was SVP-Kantons-
rat Fredi Kälin bereits letzteWoche an
derSVP-Parteiversammlungankündig-
te, istTatsache:«DieVolksinitiative ‹Ja
zu gerechten Majorzwahlen – Schluss
mit Parteipäckli› wird zugunsten des
Gegenvorschlags zurückgezogen», sagt
Mitinitiant Dominik Blunschy (Mitte,
Schwyz).

Das Komitee habe den Gegenvor-
schlag, den der Kantonsrat Ende Sep-
temberberatenundangenommenhat,
eingehend analysiert. Blunschy: «Er
weicht inhaltlich nur inwenigenPunk-
ten vom Vorschlag der Initianten ab.»
Das Kernanliegen der Volksinitiative,
nämlich die Abschaffung der Päckli-
politik bei Majorzwahlen, würde mit
demGegenvorschlag umgesetzt.

Nicht aufgenommenhabederKan-
tonsrat lediglich den Vorschlag der In-
itianten,dasabsoluteMehrandasneue
Wahlsystem anzupassen. Ein weiterer
Unterschied sei dieReihenfolge, inder
die Kandidierenden auf demWahlzet-
tel aufgelistet werden sollten, statt in
alphabetischerReihenfolgewürdedie-
se nun per Los entschieden.

Wird der Gegenvorschlag ange-
nommen, soll das Volk auf einem ein-
fachen, übersichtlichenWahlzettelmit
allen Kandidierenden per Ankreuzen
wählen können. «Majorzwahlen wür-

den so transparenter, gerechter, demo-
kratischer und einfacher», hiess es in
derMedienmitteilung.

Bereits vergangene Woche wurde
im Kreise der Schwyzer SVP über die
InitiativeunddenGegenvorschlagdis-
kutiert. Die Partei lehnte beide Vor-
schläge, InitiativeundGegenvorschlag,
ab. Noch ist nicht klar, wann die Ab-
stimmung stattfindenwird.Das Initia-
tivkomitee geht davon aus, dass der
Gegenvorschlag am 12. März an die
Urnekommt.Deshalbwurdenunauch
ein überparteiliches Komitee gegrün-

det,welchesmitdemJazumGegenvor-
schlag «die Päckli aus den Kopfwah-
len»verbannenunddasWählendamit
generell einfachermachenwill.

DasArgumentderSVP, zwar fürdas
EndederPäckli zu sein, sich aber nicht
vom bisherigen Listensystem verab-
schiedenzuwollen, sei«nicht ehrlich»,
argumentiert Blunschy. Man wolle die
Päckli letztlich nicht abschaffen und
konstruiere deshalb dieses Argument.

ZuvieleungültigeStimmen
imKantonSchwyz
Dass eineVereinfachungdesWahlver-
fahrensundderStimmzettel abernötig
sei, habe nicht zuletzt der erste Wahl-
gang für die Ersatzwahl in den Regie-
rungsrat am25. Septemberdeutlichge-
macht. Nicht weniger als 2000 Stim-
men waren nämlich ungültig. Im
Vergleichdazu, hiess es inderMedien-
mitteilung weiter, wurden im Kanton
St. Gallen 2020 bei den letzten Regie-
rungsratswahlen nur 156 ungültige
Stimmen registriert.

Dabei zählt St. Gallen eine dreimal
grössere Stimmbevölkerung als der
Kanton Schwyz. Sowohl Initiative wie
Gegenvorschlag wollen das Wahlsys-
tem des Kantons St. Gallen in Schwyz
umsetzen. Das will auch der Kantons-
rat, der an seiner Sitzung am 28. Sep-
temberdenGegenvorschlagangenom-
men hat.

6,5 von 9,5 Millionen
Franken gebraucht
Schwyz DieFörderbeiträge imGebäu-
deprogramm sind gut auf die zur Ver-
fügung stehenden finanziellen Mittel
abgestimmt. «Daher kann auch im
Jahr 2022auf eineWarteliste fürGesu-
che verzichtet werden», heisst es in
einerMitteilung des Kantons.

Seit 2021 stehen deutlich mehr fi-
nanzielleMittel zurUnterstützungvon
Gebäudemodernisierungen und für
den Ersatz von Elektroheizungen oder
solchen, diemitÖl oderErdgas betrie-
ben werden, zur Verfügung als in den
Vorjahren. Von den jährlich bereitge-
stellten 9,5 Mio. Franken wurden bis
Oktoberüber 700Gesuche imUmfang
vonüber6,5Mio. Frankeneingereicht.
Umfassende Informationen zum kan-
tonalen Förderprogramm sind
unter www.energie.sz.ch/förderpro-
gramm zu finden.

Aufgrund von Wartungsarbeiten
bleibt das Gesuchsportal vom 16. De-
zemberbis9. Januar 2023geschlossen.
WährenddieserZeit könnenkeineGe-
suche eingereicht werden. (see)

Auf derHomepagedesKantonsSchwyz
sind die Förderbeiträge aufgelistet.
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«Gegenvorschlag
weicht inhaltlich
nur inwenigen
Punktenvom
Vorschlagder
Initiantenab.»

Mitglieder des
überparteiliche
Komitees für ein
Ja zumMagist-
ratspersonen-
gesetz (von
links): Sepp
Marty (FDP),
Michael Spirig
(GLP), Diana de
Feminis (SP),
Stefan Langen-
auer (Die Mitte)
und Fredi Kälin
(SVP).
Bild: PD


